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Vorblatt 


Vorschlag der EG-Kommission 
für Verordnungen (EWG) des Rates zur Errichtung 
einer gemeinsamen Marktordnung für Hopfen 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ernährungr 
Landwirtschaft und Forsten) 


A. Problem 

Die Besonderheit des Hopfenmarktes besteht darin, daß die 
gesamte Erzeugung dank ihrer Wettbewerbsfähigkeit und der 
elastischen Anpassung der Produktion an die Absatzmöglich- 
keiten verwertet werden kann. Diese Situation soll auch für die 
Zukunft gesichert bleiben. 

Hopfen soll in der Gemeinschaft nur vermarktet werden kön- 
nen, wenn er in bestimmten anerkannten Erzeugungsgebieten 
geerntet worden ist und eine Mindestqualität erfüllt. 

B. Lösung 

Mit der vorgeschlagenen Marktorganisation soll eine Angebots- 
konzentration erzielt werden. Mittel hierzu sind eine strenge 
Qualitätspolitik, eine Förderung von Erzeugergemeinschaften 
durch Beihilfen und eine Rohertragsgarantie für die Erzeuger. 

Die Vermarktung soll vom Vorliegen einer Bescheinigung der 
Herkunftsbezeichnung abhängig sein, die nur für Hopfen be- 
stimmter Erzeugungsgebiete und festgelegter Mindestqualitäten 
erteilt wird. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Vermarktungsregeln für Hopfen und -Verarbeitungserzeugnisse 
sollen getrennt erlassen werden. 


D. Vorschlag 

Der Bundestag nimmt von den Vorschlägen der EG-Kommission 
mit der Maßgabe Kenntnis, daß die Vermarktungsregeln für 
Hopfenverarbeitungserzeugnisse in einer getrennten Verord- 
nung aufgestellt werden. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschläge der EG-Kommission für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die gemeinsame 
Marktorganisation für Hopfen 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Bescheinigung 
der Herkunftsbezeictmung bei Hopfen 

— Drucksache VI/1929 — 


A. Bericht des Abgeordneten Rainer 


Die Vorschläge der EG-Kommission wurden vom 
Herrn Präsidenten mit Schreiben vom 24. Juli 1970 
an den Ausschuß für Wirtschaft und an den Haus- 
haltsausschuß zur Mitberatung sowie an den Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
federführend überwiesen. Der Haushaltsausschuß 
hat die Vorschläge am 13. Mai, der Ausschuß für 
Wirtschaft am 9. Juni, der federführende Ausschuß 
am 9. und 16. Juni 1971 behandelt. 

Die Vorschläge betreffen 

— die Basisverordnung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Hopfen und 

— die Durchführungsverordnung einer Regelung 
der Bescheinigung der Herkunftsbezeichnung bei 
Hopfen. 

Zur gemeinsamen Marktorganisation 

Die Hopfenerzeugung hat für die Wirtschaft be- 
stimmter Gebiete Bayerns, Brabants, Flanderns und 
des Elsaß eine besondere Bedeutung und stellt für 
die Landwirte dieser Gebiete den überwiegenden 
Teil ihres Einkommens dar. Dank der Hopfenquali- 
tät sowie der elastischen qualitativen und quantita- 
tiven Anpassung der Produktion an die Absatzmög- 
lichkeiten konnte bisher die Gemeinschaftserzeu- 


gung auf dem Weltmarkt verwertet werden. Diese 
Situation soll durch die gemeinsame Marktorgani- 
sation erhalten bleiben. Durch sie soll die Qualität 
noch verbessert und damit die jetzige Lebenshaltung 
der Erzeuger geschützt werden. 

Zur Verwirklichung dieser Zielsetzung sieht die 
gemeinsame Marktordnung folgendes vor: 

— eine strenge Qualitätspolitik untersagt die Ver- 
marktung von Erzeugnissen, für die eine Beschei- 
nigung der Herkunftsbezeidinung nicht vorliegt 
oder denen — bei importierten Erzeugnissen — 
bestimmte Mindest-Qualitätsmerkmale fehlen? 

— durch ausreichende Informationen über die Lage 
und die Ertragsaussichten des Gemeinschafts- 
marktes soll eine vorausschauende Marktanalyse 
erleichtert und eine Produktionsanpassung an 
die Markterfordernisse gefördert werden; 

— da eine wirksame Angebotskonzentration nur 
durch Erzeugergemeinschaften zu erreichen ist, 
soll deren Errichtung nach einheitlichen Regeln 
in der Gemeinschaft gefördert werden, und zwar 
durch einmalige Entwicklungs- und Investitions- 
beihilfen, in einigen Fällen darüber hinaus durch 
besondere Beihilfen zur Sortenumstellung und 
Rationalisierung der Anbau- und. Erntearbeiten; 
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— zur Sicherung des Lebenshaltungsniveaus der Er- 
zeuger soll jährlich ein Richtwert für den Roh- 
ertrag je Hektar auf der Basis des Vorjahres- 
richtwerts festgelegt werden; bei unzureichen- 
dem Rohertrag sollen die Erzeuger eine einheit- 
liche Beihilfe auf Hektarbasis erhalten. 

Durch diese Maßnahmen kann auf Einfuhrbe- 
schränkungen verzichtet werden. Sollte dieser Me- 
chanismus jedoch ausnahmsweise versagen, sind der 
Gemeinschaft Befugnisse zu raschen Maßnahmen 
gegen Störungen des Gemeinschaftsmarktes einge- 
räumt. 


Zur Bescheinigung der Herkunftsbezeichnung 

Diese in der Basisverordnung vorgesehene Be- 
scheinigung als Vermarktungs Voraussetzung in der 
Gemeinschaft soll nur für Erzeugnisse aus anerkann- 
ten Erzeugungsgebieten, von Sorten der bis zum 
1. August 1974 zu erlassenden gemeinschaftlichen 
Sortenliste und nur bei bestimmten Mindest-Quali- 
tätsmerkmalen erteilt werden. Der Vorschlag defi- 
niert das anerkannte Erzeugungsgebiet und legt 
die Mindestqualitätsmerkmale in Anlehnung an die 
derzeitigen Handelsbräuche fest. 


Hinsichtlich der Einzelheiten der Vorschläge wird 
auf deren Begründung — Drucksache W1929 S. 2 f., 
9 und 12 ff. — verwiesen. 

Die mitberatenden Ausschüsse haben die Vor- 
schläge zur Kenntnis genommen, der Ausschuß für 
Wirtschaft jedoch mit der Maßgabe, daß die Ver- 
marktungsregeln für Hopfenverarbeitungserzeug- 
nisse in einer getrennten, auf Artikel 235 des EWG- 
Vertrages gestützten Verordnung erlassen werden 
und daß sich die Bundesregierung für eine die Dritt- 
landinteressen betreffende liberale Regelung ent- 
sprechend dem Kommissionsvorschlag einsetzt. Die 
gesonderten Vermarktungsregeln für Pflanzensäfte 
und -auszüge von Hopfen erscheinen diesem mitbe- 
ratenden Ausschuß deshalb notwendig, weil diese 
Erzeugnisse im Gegensatz zu Hopfen nicht im An- 
hang II des EWG-Vertrages aufgeführt sind und 
deshalb nicht unmittelbar unter die Agrarbestim- 
mungen des Vertrages fallen. Der federführende 
Ausschuß hält es demgegenüber für ausreichend, 
die Vorschläge der EG-Kommission lediglich zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, die 
Vorschläge der EG-Kommission zur Kenntnis zu 
nehmen. 


Bonn, den 16. Juni 1971 


Rainer 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Vorschläge der EG-Kommission — Drucksache 
^1/1929 — zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 16. Juni 1971 


Der Ausschuß 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Rainer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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